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„Jedes Dorf braucht eine Chance“
- Gemeindetag fordert aktive Strukturpolitik für den ländlichen Raum
- Kabinettsausschuss soll dem ländlichen Raum mehr Gehör verschaffen
- Duale Hochschulen in die Fläche 
Stuttgart. Der Besuch, den Alexander Bonde, Minister für den Ländlichen Raum und den Verbraucherschutz, am Montag (27. Februar 2012) dem höchsten Gremium des baden-württembergischen Gemeindetags, dem Landesvorstand, abstatten konnte, hatte es in sich. Zuständig für den ländlichen Raum, sah sich der Minister mehr als 50 Bürgermeistern gegenüber, die sich vehement dafür einsetzen, dem ländlichen Raum mehr Gehör zu verschaffen. So forderte der Landesvorstand das Land einstimmig auf, aktive Strukturpolitik in die Fläche zu betreiben und den ländlichen Raum nicht auf die Heile-Welt-Idylle zu reduzieren. „Eine zunehmend wissensorientierte Wirtschaft benötigt noch besser ausgebildete Arbeitskräfte“,  erklärte der Präsident des Gemeindetags Baden-Württemberg Roger Kehle.  Weitere Standorte für Duale Hochschulen, verteilt über das gesamt Land, hält der Landesvorstand deshalb für den weiteren Erfolg des ländlichen Raums für unerlässlich. Mit der Forderung, den Kabinettsausschuss „Ländlicher Raum“  wieder zu aktivieren, bestehe die große Chance, alle Akteure im Land an einen Tisch zu holen, um den ländlichen Raum ressortübergreifend weiterentwickeln zu können. „Dem Landesvorstand geht es wie bisher darum, dass das Land als Einheit verstanden wird“, so Kehle.
Eine der Stärken des Landes Baden-Württemberg sind die gleichwertigen Lebensbedingungen in ländlichen als auch in städtischen Regionen. Das Land müsse deshalb, so betonte der Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg, auch zukünftig als Einheit verstanden werden. Berufsbildende Einrichtungen sollen verstärkt, so die Forderung des Gremiums, im ländlichen Raum angesiedelt werden, um den Firmen die Fachkräfte zu bieten, die sie dringend benötigen. „Die bildungspolitischen Angebote dürfen nicht mit der Schulbildung enden.“ Vielmehr müsse gerade den jungen Menschen nach ihrem Schulabschluss ein Angebot gemacht werden, damit sie im ländlichen Raum verbleiben können. „Und dort, wo sich Hochschulen ansiedeln, sind oftmals Forschungseinrichtungen und Gewerbebetriebe nicht weit.“ 

Seit Jahren beschäftigt sich der Gemeindetag mit dem Thema ländlicher Raum und dem demografischen Wandel, dem sich die Städte und Gemeinden zunehmend ausgesetzt sehen. Nicht zum ersten Mal fordert deshalb die Interessensvertretung von 1055 Kommunen im Land von der Landesregierung, den Worten engagierte Taten folgen zu lassen. „Wir benötigen konkrete Maßnahmen, um die jungen Menschen halten zu können.“ Was für die Kleinsten das Motto „kurze Beine, kurze Wege“ sei, müsse im übertragenden Sinne „lange Beine, lange bleiben“ für die Generation auf dem Weg in die berufliche Karriere gelten. 
Mit Unverständnis reagiert der Gemeindetag darauf, dass der ländliche Raum nicht wie bisher in einem Kabinettsausschuss seinen hohen Stellenwert behalten hat. Einen Kabinettsausschuss für Bürgerbeteiligung, den es seit einigen Monaten gibt, hält der Kommunale Landesverband nicht für ausreichend, um den demografischen Wandel, wie es die IREUS-Studie der Universität Stuttgart aufzeigt, aktiv zu gestalten. Der Landesvorstand geht davon aus, dass das Ministerium für den ländlichen Raum die Initiative des Gemeindetags, den Kabinettsausschuss wieder aufleben zu lassen, unterstützen werde. Denn mit dieser Maßnahme könne die Landesregierung die besondere Stellung der Kommunen betonen.

Der Landesvorstand wertet den Besuch des Ministers als Auftakt für eine noch intensivere Zusammenarbeit mit den Kommunen. Das Gremium erhofft sich, in Alexander Bonde einen starken Fürsprecher zu haben, der die Wiederbelebung des Kabinettsausschusses unterstützt und sich bei geplanten Reformen wie der Polizeireform, der Energiewende und der Schulpolitik für die Stärkung des ländlichen Raums einsetzt.
„Die gleichwertigen Lebensverhältnisse im ganzen Land dürfen 

nicht aufs Spiel gesetzt werden“, ist sich der Landesvorstand einig. 

„Jedes Dorf muss eine Chance haben.“
Der Landesvorstand forderte darüberhinaus einstimmig den Ausbau

einer leistungsfähigen, bedarfsgerechten und umweltfreundlichen Verkehrsinfrastruktur, die Weiterentwicklung der Bildungsinfrastruktur, 

die Sicherung der Grundversorgung, eine differenzierte Betrachtung der Flächeninanspruchnahme und eine Stärkung mittelständischer Unternehmen. 

Das Gremium war sich einig darüber, dass eine bessere Grundfinanzierung ländlicher Flächengemeinden über die Einführung einer Flächenkomponente im Finanzausgleich notwendig sei. 

Hintergrundinformation:

Der Landesvorstand ist das höchste Gremium zwischen den Mitgliederversammlungen; er hat 51 Mitglieder, die zum größten Teil von den 35 Kreisverbänden gewählt werden. Weiter gehören dem Landesvorstand - auf entsprechenden Beschluss dieses Gremiums - je ein Vertreter der Verwaltungsgemeinschaften und der Arbeitsgemeinschaft der Städte und Gemeinden mit mehr als 10.000 Einwohner sowie ein Vertreter der großen Kreisstädte und zwei der Arbeitsgemeinschaft für Ortsvorsteher an.
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